
die Ergebnisse der Sowjetwissenschatt ausnützen zu 
können. In letzter Zeit werden aber mit der verstärk
ten Aufrüstung in Westdeutschland nicht nur die aus 
der Sowjetunion zurückgekehrten Spezialisten, sondern 
alle Fachkräfte, insbesondere solche mit Spezialerfah
rungen, von gewissenlosen Agenten unter den ver
schiedensten Vorwänden zum Verlassen der Deutschen 
Demokratischen Republik aufgefordert. Sie verschaffen 
sich genaue Angaben über die persönlichen Verhält
nisse einzelner Wissenschaftler, über ihre besonderen 
Fähigkeiten und Leistungen, über ihre Verwandten und 
Bekannten, über ihre Neigungen und Schwächen. Die 
ihnen zur Kenntnis gelangten persönlichen Umstände 
machen sie sich zunutze, um auf die wirksamste Art 
und Weise die einzelnen Wissenschaftler zu bedrängen. 
Sie versprechen einflußreiche Stellungen mit hohen Ge
hältern, sofortige Zuteilung von Wohnraum und die Ge
währung von Krediten. Sie nutzen politische Unklar
heiten aus, bedienen sich des Einflusses von in West
deutschland lebenden Verwandten und Freunden, 
setzen andere Wissenschaftler unter Druck, indem sie 
ihnen Vorreden, sie würden in der Deutschen Demo
kratischen Republik wegen irgendwelcher angeblicher 
Verfehlungen verhaftet und schwer bestraft werden, 
alles zu dem Zweck, sie zum Verlassen der Deutschen 
Demokratischen Republik zu bewegen. Eine besonders 
hinterhältige und gemeine Methode besteht darin, daß 
man den Ehefrauen von Spezialisten Drohbriefe schickt, 
in denen ausgesprochen wird, daß nach einer „Vereini
gung“ Deutschlands nach westlichem Muster ihr Ehe
mann wegen seiner positiven Tätigkeit für die Deutsche 
Demokratische Republik schwer werde büßen müssen; 
das einzige Mittel, diese Gefahr abzuwenden, sei die 
sofortige Aufgabe seines Arbeitsplatzes und das Ver
lassen der Deutschen Demokratischen Republik. 
Schließlich auch versuchen sie, Wissenschaftler auf 
Tagungen oder bei Besuchen in Westberlin oder 
Westdeutschland in Fachgespräche zu verwickeln und 
bestimmte Angaben aus ihnen herauszulocken. Die auf 
diese Weise gewonnenen Kenntnisse benutzen sie zu 
Erpressungen. Sie drohen ihnen an, sie bei den Sicher
heitsorganen der Deutschen Demokratischen Republik 
wegen Spionage anzuzeigen, wenn sie sich nicht bereit 
erklären, nach Westdeutschland überzusiedeln.

Mit allen diesen Mitteln ist es den Kriegstreibern ge
lungen, eine Reihe hervorragender Wissenschaftler und 
Facharbeiter zum Verlassen der Deutschen Demokrati
schen Republik zu bewegen. Die Sicherheitsorgane der 
Deutschen Demokratischen Republik haben in der 
letzten Zeit eine große Anzahl von Agenten dingfest 
gemacht, die sich auch mit der Abwerbung von Wissen
schaftlern und Spezialisten aus der Deutschen Demo
kratischen Republik befaßten. Diese Agenten haben sich 
vor den Gerichten der Deutschen Demokratischen 
Republik für ihre Verbrechen zu verantworten. Zu 
ihnen gehören die in diesem Verfahren angeklagten 
H e l d ,  R u d e r t ,  H a l m  und S a c h ß e.

II
1. Der 42 Jahre alte Angeklagte H e l d  ist klein

bürgerlicher Herkunft. Nachdem er auf der Städtischen 
Mittelschule die mittlere Reife erlangt hatte, erlernte 
er den Beruf eines technischen Zeichners. In diesem 
Beruf war er von 1934 an in verschiedenen Rüstungs
betrieben, zuletzt bei den Junkers-Flugzeugwerken in 
Dessau, tätig. Im Februar 1945 wurde er zur Waffen- 
SS einberufen. Im März des gleichen Jahres wurde er 
verwundet. Nach kurzer Kriegsgefangenschaft kehrte er 
im Juli 1946 nach Dessau zurück. Nachdem er vorüber
gehend als Landarbeiter gearbeitet hatte, war er bis 
Ende April 1948 als Revolverdreher in Eisenach tätig. 
Danach war er Konstrukteur im Elektromotorenwerk in 
Dessau, von wo aus er im Frühjahr 1950 zum Ent- 
wicklungs- und Konstruktionsbüro in Berlin versetzt 
wurde. Im November 1953 wechselte er noch einmal 
seine Stellung und wurde Konstrukteur im Konstruk
tions- und Ingenieurbüro Chemie (KIB) — Maschinen
technische Abteilung 5 (MTA).

Im Jahre 1931 trat der Angeklagte in Zeitz der 
Jugendorganisation des Stahlhelm bei und war seit 1933 
Mitglied der SA in der Funktion eines Scharführers. 
1937 wurde er Mitglied der Nazipartei und übte die

Funktion eines Blockleiters aus. Nach 1945 war er ledig
lich im FDGB organisiert.

Bei den Bewerbungen um Anstellung in den volks
eigenen Betrieben verschwieg der Angeklagte seine Zu
gehörigkeit zur Waffen-SS sowie seine Funktion in der 
Nazipartei.

2. Der 33 Jahre alte Angeklagte R u d e r t  wurde 
außerehelich geboren. Seine Mutter war Arbeiterin. 
Nach dem Besuch der Volksschule erlernte er den Beruf 
eines Elektrikers, den er bis zu seiner Einberufung zur 
faschistischen Wehrmacht im Februar 1942 überwiegend 
beim Junkers-Konzern ausübte. Bei der Wehrmaclit 
wurde er als Fernsprecher ausgebildet. Sein letzter 
Dienstgrad war Obergefreiter. Er erhielt das Infanterie
sturmabzeichen, die Nahkampfspange in Bronze und 
das EK II. Klasse. Wegen einer Verwundung kam er 
in ein Lazarett nach Erfurt. Seit 1946 war der Ange
klagte im Funkwerk in Erfurt (RFT) tätig. Er war dort 
Elektriker und später hauptamtlicher 2. Vorsitzender 
der Betriebsgewerkschaftsleitung. Der Angeklagte wurde 
im Jahre 1951 wegen Entwendung von Rundfunk
röhren zu drei Monaten Gefängnis verurteilt.

3. Die 33jährige Angeklagte H a l m  stammt aus klein
bürgerlichen Verhältnissen. Im Jahre 1938 erwarb sie 
auf der Mittelschule in Breslau die mittlere Reife. Da
nach war sie als Reichsbahngehilfin und später als 
Stenokontoristin tätig. Während dieser Zeit bestand sie 
an der Abendschule in Breslau das Abiturium. Im Juni
1944 wurde sie zum Heereszeugamt als Zivilangestellte 
verpflichtet und war dort als Kraftfahrerin eingesetzt. 
Anfang März 1945 kam sie als Kompanieschreiberin zu 
einer Wehrmachtseinheit nach Grüneiche. Für ihre Ein
sätze bei einem Abtransport von Wehrmachtsakten aus 
Brieg wurde sie mit dem EK II ausgezeichnet. Ihre Ver
bundenheit zum Faschismus brachte sie unter anderem 
dadurch zum Ausdruck, daß sie noch einige Tage nach 
der Besetzung Breslaus bei offenem Fenster das 
Deutschlandlied auf dem Klavier spielte. Im Oktober
1945 wurde sie aus Breslau in die damalige sowjetische 
Besatzungszone umgesiedelt. Sie erhielt zunächst Wohn
raum in Greiz. Hier ging sie wegen Krankheit keiner 
Arbeit nach und bezog Unterstützung. Im September
1946 zog sie zu ihren Eltern nach Leuenburg, Krs. Ober- 
bamim, auf deren Neubauernstelle sie arbeitete. In den 
folgenden Jahren war sie nacheinander kurze Zeit als 
Kriminalassistentin bei der Volkspolizei, Abteilung K 5, 
in Potsdam, als Stenotypistin im Gewerkschaftsbüro 
der SAG Linsa in Potsdam-Babelsberg, als Angestellte 
im Amt für Reparationen in Berlin, als Stenotypistin 
im Ministerium für Finanzen der Landesregierung 
Brandenburg in Potsdam, als Sekretärin beim Landes
ausschuß der Nationalen Front in Potsdam, als 1. Sekre
tär der VdgB (BHG) im Ortsbezirk Angermünde, als 
Schülerin der Propagandisten-Schule der VdgB in Teut- 
schental bei Halle, als Sachbearbeiterin in der Bezirks
leitung des Kulturbundes in Potsdam, als Aushilfe beim 
Bezirksvorstand des DFD in Potsdam und zuletzt als 
Maurerlehrling in der Baufachschule in Berlin-Lich- 
tenberg tätig.

Die Angeklagte trat am 1. Februar 1946 in Greiz der 
KPD bei und wurde nach der Vereinigung der beiden 
Arbeiterparteien Mitglied der Sozialistischen Einheits
partei Deutschlands. Im Jahre 1947 besuchte sie die 
Kreisparteischule und drei Monate lang einen Lehrgang 
der Landesparteischule in Schmerwitz.

4. Der 27 Jahre alte Angeklagte S a c h ß e ist der 
Sohn eines Schuhmachermeisters. Nach dem Besuch der 
Volksschule lernte er im väterlichen Betrieb. Seine 
Lehre mußte von Mitte November 1944 bis Februar 
1945 unterbrochen werden, da er zum RAD einberufen 
worden war. Dann setzte er die Lehre bei seinem Vater 
fort, schloß sie jedoch nicht ab, weil sein Vater als ak
tiver Nazi und SA-Mann enteignet wurde. Seit Septem
ber 1947 arbeitete der Angeklagte beim VEB Fettchemie 
und Fewawerk in Karl-Marx-Stadt als Hollerith-Locher. 
Durch den Besuch eines Lehrganges und durch Selbst
studium qualifizierte er sich zum Hollerith-Spezialisten. 
Vor 1945 war der Angeklagte Mitglied der faschistischen 
J ugendorganisationen.
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